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Die Krankenhäuser in der Bundesrepublik Deutschland
werden seit 1972 dualistisch finanziert, d.h. die Investi-
tionskosten werden durch öffentliche Förderung und die
Betriebskosten durch die Krankenhausträger bzw. die
Benutzer aufgebracht. Derzeit belaufen sich die jährli-
chen Investitionsmittel auf insgesamt rund 5,3 Mrd. €

(vgl. Grafik); nach Expertenmeinung sind aber mindes-
tens 10 Mrd. € pro Jahr erforderlich. Der investive Nach-
holbedarf im Krankenhausneubau wird mittlerweile auf
etwa 30 Mrd. € geschätzt. Die öffentlichen Hände sind
bei der derzeitigen Haushaltssituation grundsätzlich
nicht in der Lage, diesen Investitionsstau abzubauen. 
Die Lösung kann nur im Einsatz von privatem Kapital
liegen. Datenquelle: Bruckenberger
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Hypothekenzinsen wieder niedriger
Entwicklung in Deutschland seit 1995

Der Wohnungsneubau wird auch in 2002 ein Sorgenkind
für die Bauwirtschaft bleiben. Die Baugenehmigungen für
das vergangene Jahr werden nach bisherigen Erkennt-
nissen in West- und Ostdeutschland deutlich rückläufig
ausfallen, und auch für dieses Jahr ist keine Trendwen-
de zu erwarten. Einziger Lichtblick für den Neubau sind
derzeit die die Hypothekenzinsen, die sich wieder ihrem
historischen Tiefstand von Anfang 1999 annähern. Das
dürfte aber angesichts der schlechten Wirtschaftslage
und ungünstiger steuerlicher Rahmenbedingungen nicht
ausreichen, um die Nachfrage nach neuen Wohnungen
nachhaltig zu beleben. Datenquelle: Deutsche Bundesbank
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Investitionsstau von 30 Mrd. Euro
im Krankenhausbau

Investitionsmittel für Krankenhäuser in 2000: 5,3 Mrd. Euro
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FORTSETZUNG VON SEITE 1:

Wirtschaftsbau ,verriestert‘…

Präsident Ignaz Walter: „Was der
Finanzminister tut, ist kein Sparen,
sondern Kapitalvernichtung.“

Damit wäre nicht nur der Bau-
wirtschaft geholfen, sondern
auch der Volkswirtschaft, die
mit dem Faktor 2,4 davon profi-
tiere.

Blick in das Jahr 2002

Nach dem „schwarzen Baujahr
2001“ sehe die Bauwirtschaft
dem gerade begonnenen Jahr mit
verhaltenem Optimismus entge-
gen. Ignaz Walter: „Bei dem ho-
hen Baubedarf muss die Politik
handeln, ob Wahljahr oder
nicht!“ 
Sein Optimismus werde aber
auch dadurch etwas gestärkt, dass
seit dem Bestehen der Bundesre-

publik Deutschland in allen
Wahljahren das jeweilige Bauvo-
lumen gestiegen sei. Es gelte al-
so, „die Bauwirtschaft anzukur-
beln und damit die Wirtschaft in
Schwung zu bringen“.

Die Bauindustrie habe mit dem
Abbau ihrer Kapazitäten um 20
bis 40 % ihren Beitrag zu einer
Normalisierung geleistet. Sie
werde auch in diesem Jahr noch
einmal etwa 40 000 Arbeitsplätze
verlieren.

Den Bauunternehmen, die fast
durchweg „mit dem Rücken zur
Wand“ stünden, empfahl Walter,
ihre Angebote endlich wieder zu
kalkulieren und nicht mehr zu
spekulieren. H.Be

„Der deutschen Bauwirtschaft
wird auch in den Jahren bis 2010
die Arbeit nicht ausgehen.“ Diese
Auffassung vertrat in Berlin der
Chefvolkswirt und Leiter der
Hauptabteilung Volkswirtschaft,
Information und Kommunikation
des Hauptverbandes der Deut-
schen Bauindustrie, Dr. Heiko
Stiepelmann, in einer Informati-
onsveranstaltung der Berliner
Messe zur „bautec 2002“. Zwar
werde der demografische Wandel
den Wohnungsneubau in den
nächsten zehn Jahren spürbar
bremsen, dafür werde es aber
neue Marktchancen bei der Mo-
dernisierung einer älter werden-
den Wohnbausubstanz geben.

Darüber hinaus, so Stiepel-
mann, werde der Wirtschaftsbau
vom anhaltenden Wandel von der
Industrie- zur Dienstleistungs-/
Informationsgesellschaft profi-
tieren. Gleichzeitig werde der all-
gemeine öffentliche Investitions-
stau, insbesondere im Bereich der
Verkehrswege, die öffentlichen
Gebietskörperschaften – über
kurz oder lang – zu einer Investi-
tionsoffensive zwingen.

Neue Marktchancen

Dem Management der „bautec“
empfahl Stiepelmann, der gleich-
zeitig auch Vorsitzender des „bau-
tec“-Beirats ist, die Zeit der Krise
dazu zu nutzen, sich auf die neuen
Marktchancen auf den Feldern
„Bauen im Bestand“, „Facility
Management“ und „,Anpassung
des Wohnungsbestandes an die
Bedürfnisse einer alternden Be-
völkerung“ einzustellen.

In den baustatistischen Daten
seien diese Impulse jedoch noch
nicht zu erkennen, erläuterte Stie-
pelmann. Auch im 3. Quartal 2001
seien die Umsätze des Bauhaupt-

gewerbes noch einmal deutlich
zurückgegangen – und zwar um
–7,8 % (1. bis 3. Quartal 2001:
–10,3 %). Gleichwohl gebe es in
Westdeutschland erste Hinweise
auf eine allmähliche Stabilisie-
rung: Immerhin seien – trotz der
Terroranschläge in den USA – die
Auftragseingänge im Wirtschafts-
bau um 0,4 % und im öffentlichen
Bau um 2,7 % gestiegen (1. bis 3.
Quartal 2001: Wirtschaftsbau
0,6 %; Öffentlicher Bau 1,5 %).

Dagegen sei die konjunkturelle
Talsohle in den neuen Bundeslän-
dern noch nicht erreicht. Stiepel-
mann: „Jetzt kommt alles darauf
an, dass die Rezession schnell
überwunden wird. Dann können
wir – ausgehend insbesondere
vom westdeutschen Wirtschafts-
bau – die Trendwende schaffen.“

Vor allem dem Wirtschaftsbau
sagt Stiepelmann bis zum Jahre
2010 gute Wachstumschancen
voraus. Zwar nehme die Bauinten-
sität der Investitionen der gewerb-
lichen Wirtschaft ab, dafür werde
aber die Bauwirtschaft vom anhal-
tenden Strukturwandel von der In-
dustrie- zur Dienstleistungsgesell-
schaft profitieren, da die Investi-
tionen des Dienstleistungssektors
weitaus bauintensiver seien.

Schon jetzt gebe es auf den
wichtigsten westdeutschen Immo-
bilienmärkten erste Anzeichen für
eine Überhitzung. Stiepelmann:
„Die Investoren stehen Gewehr
bei Fuß. Alle warten nur darauf,
dass die gesamtwirtschaftliche
Konjunktur wieder Tritt fasst.“

Auch die öffentlichen Auftrag-
geber könnten sich ihrer Investi-

HAUPTVERBAND DER BAUINDUSTRIE ERWARTET AUFHELLUNGEN IM NOCH DÜSTEREN BILD

Mit öffentlicher Investitionswende 
gute Bau-Perspektiven bis 2010

Dr. Heiko Stiepelmann: „Die öffentli-
che Hand muss die privatwirtschaft-
liche Karte stärker ausspielen.“

tionsverantwortung nicht mehr
lange entziehen, meint Stiepel-
mann. Mit ihrem Zukunftsinves-
titionsprogramm, dem Anti-Stau-
Programm und dem Maßnah-
menpaket „Bauen jetzt“ habe die
Bundesregierung die investi-
tionspolitische Trendwende ein-
geleitet. Länder und Kommunen

zungsgebühren aufzukommen. Al-
les in allem sei zu erwarten, dass das
Investitionsniveau in den Berei-
chen Wirtschaftsbau und öffentli-
cher Bau im Durchschnitt der Jahre
2001 bis 2010 sogar über dem Ni-
veau der 90er Jahre liegen werde.

Bevölkerung nimmt ab

Demgegenüber werde das Volu-
men der Wohnungsbauinvestitio-
nen in den Jahren 2001 bis 2010
deutlich hinter dem Niveau der
90er zurückbleiben, prognostiziert
Stiepelmann. Zwar sei bis zum
Jahre 2010 trotz leicht rückläufiger
Bevölkerung noch mit einem An-
stieg der Haushaltszahlen zu rech-
nen; der unausweichliche demo-
grafische Rückschlag in der 2. De-
kade werfe jedoch schon jetzt –
was die Entscheidung von Investo-
ren angehe – seine Schatten vor-
aus. Wer im Jahre 2005 oder 2006
in den Bau einer Eigentumswoh-
nung investiere, der erwarte, dass
die Vermietung – trotz tendenziell
sinkender Nachfrage nach Wohn-
raum – auch in den Jahren 2015
oder 2016 noch sichergestellt sei.

Trotzdem ist es nach Stiepel-
manns Auffassung falsch, die
Chancen des Wohnungsbaus zu
unterschätzen: Zum einen gebe es
nach wie vor regionale Wohnraum-
engpässe; zum anderen eröffneten
sich mit zunehmendem Alter des
Wohnungsbestandes neue Chan-
cen in der Sanierung und Moderni-
sierung, insbesondere aber auch in
der Anpassung des Wohnungsbe-
standes an die Bedürfnisse einer
„alternden Bevölkerung“.

könnten angesichts eines kom-
munalen Investitionsbedarfs von
732,2 Mrd. € jetzt nicht mehr
länger abseits stehen.

Allerdings, so Stiepelmann, sei
die öffentliche Investitionswende
nur dann zu schaffen, wenn die öf-
fentlichen Auftraggeber stärker die
„privatwirtschaftliche Karte“ zö-
gen; dies heiße aber auch, dass sich
die Bürger in Deutschland darauf
einstellen müssten, für die Inan-
spruchnahme von Infrastrukturleis-
tungen künftig direkt über Nut-

Anzeige

Mit Blick auf das gerade begon-
nene Jahr 2002 warnte Vizeprä-
sident Dipl.-Ing. Erhard Ost-
wald den neuen Berliner Senat
davor, den Kurs des Vorgänger-
senats weiter zu gehen und die
Bauinvestitionen weiter abzu-
senken. 

Der Bauindustrieverband
Berlin-Brandenburg erwarte im
Übrigen, dass die Länder Berlin
und Brandenburg nun endlich
mit Volldampf an die Verwirkli-
chung des Baus des Flughafens
Berlin-Brandenburg-Internatio-
nal gingen. Jede weitere Verzö-
gerung sei für den Standort Ber-
lin äußerst nachteilig und würde

die Schaffung von Tausenden
Arbeitsplätzen während der
Bauphase und für das Betreiben
des Flughafens nachhaltig nega-
tiv beeinflussen.

Potenzielle Investoren
werden abgeschreckt

Abgesehen von der Tatsache,
dass Berlin einen erheblichen
Bedarf bei der Verkehrs-Infra-
struktur habe, so Ostwald weiter
– man rechne allein für den Aus-
bau des innerstädtischen Auto-
bahnringes, der Wasserstraßen
und der Bahnverbindungen mit
rund 6 Mrd. € –, führe das Auf-

schieben von Verkehrsinfra-
strukturmaßnahmen dazu, dass
potenzielle Investoren einen Bo-
gen um Berlin schlügen und für
mehr arbeitslose Bauarbeiter
auch mehr Arbeitslosengeld
ausgegeben werden müsse. 

Der marode Zustand vieler
Schulen, Schwimmbäder und
anderer öffentlicher Einrich-
tungen sei auch eine Konse-
quenz der Reduzierung der jähr-
lichen Haushaltsansätze von
1,755 Mrd.  DM im Jahre 
1995 in großen Sprüngen um
mehr als zwei Drittel auf nur
noch 570 Mio. DM im Jahre
2001. H.Be

BAUINDUSTRIEVERBAND BERLIN-BRANDENBURG

„Mit Volldampf Flughafen-Projekt realisieren“

Dipl.-Ing. Erhard Ostwald


